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Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde am 15. Mai 2020 von der Juristischen Fakultät
der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover als Dissertation angenom-
men. Ihr liegt der rechtliche und tatsächliche Stand vom 18. Dezember 2019 zu-
grunde.

Die Idee für dieses Werk beruht auf einem biographischen Anlass: Als ich im
Mai 2014 als Mitglied des Niedersächsischen Landtages meine zweite Tochter
zur Welt brachte, gab es dort weder Mutterschutz noch Elternzeit für Abgeord-
nete. Die Fortführung meines Abgeordnetenmandates gelang allein deshalb, weil
mein Ehemann ein Jahr lang Elternzeit nehmen konnte – im Jahr 2014 für Väter
eine Seltenheit – und durch die Hilfe meiner Eltern bei der Betreuung unserer
erstgeborenen Tochter Lilith. Bis zur Sommerpause 2014 wurde im Landtag zum
Ausgleich meines Fehlens das sogenannte Pairing vereinbart; danach nahm ich
meine parlamentarische Arbeit wieder vollumfänglich auf. Während der Sitzun-
gen wartete mein Mann mit unserer neugeborenen Tochter Luise in einem Büro
hinter dem Plenarsaal darauf, dass ich zu Stillpausen aus dem Plenum oder aus
einem Ausschuss kam. Auch bei den zahlreichen Außenterminen hielt er das
Baby stets im Hintergrund bereit. Dank meiner Position als Vorsitzende des
Unterausschusses für Justizvollzug und Straffälligenhilfe kam Luise daher unter
anderem in das zweifelhafte Vergnügen, bereits im Alter von wenigen Monaten
mehrere niedersächsische Justizvollzugsanstalten von innen gesehen zu haben.
Nach meiner Entscheidung gegen eine erneute Landtagskandidatur und für eine
Rückkehr in meinen ursprünglichen Beruf als Richterin am Landgericht packte
mich das wissenschaftliche Interesse: Gibt es bundesweit keinen Mutterschutz
und keine Elternzeit für Abgeordnete? Wenn nein: Besteht nicht ein entsprechen-
des grundrechtliches Gebot? Und falls dies der Fall ist: Wie könnte man entspre-
chende Regelungen in der Parlamentswirklichkeit umsetzen? Mit der rechtswis-
senschaftlichen Beantwortung dieser Fragen befasst sich die vorliegende Arbeit.

Mein besonderer Dank gilt meinem Doktorvater Prof. Dr. Veith Mehde,
Mag.rer.publ., der meine Arbeit hervorragend betreut und meine Anfragen stets
zügig und gewinnbringend beantwortet hat. Seine Schnelligkeit und Gedanken-
schärfe bei der Durchsicht meiner Arbeit haben mich ebenso beeindruckt wie er-
freut. Auch bei Frau Prof. Dr. Frauke Brosius-Gersdorf, LL.M., bedanke ich mich
sehr herzlich für die zeitnahe Erstellung des Zweitgutachtens.

Darüber hinaus danke ich dem Deutschen Bundestag für die freundliche Ge-
währung eines Druckkostenzuschusses. Den Parlamentsverwaltungen, dem Staats-



gerichtshof des Landes Hessen und dem Hessischen Hauptstaatsarchiv danke ich
für die Beantwortung meiner Auskunftsersuchen. Die entsprechenden Antwort-
schreiben sind, ebenso wie Auszüge aus der Akte Az. P.St. 783 des Staatsge-
richtshofes des Landes Hessen, in einem gesonderten Anlagenband niedergelegt,
der bei der Juristischen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Han-
nover eingesehen werden kann.

Meinem Ehemann Carsten Wahlmann danke ich dafür, dass er sich in der spä-
teren Phase der Arbeit sowohl als juristisch versierter Diskussionspartner als auch
zum Korrekturlesen bereitfand. Für Letzteres bedanke ich mich auch bei meinem
Vater Wilhelm Rühl. Meinen Eltern Roswitha und Wilhelm Rühl danke ich
schließlich nicht nur für ihre Unterstützung bei der Kinderbetreuung, sondern
insbesondere dafür, dass sie mir in meiner Kindheit und Jugend einen unerschüt-
terlichen Glauben daran verliehen haben, auch groß erscheinende Aufgaben er-
füllen zu können. Ohne diese Überzeugung und einen festen Durchhaltewillen
wäre diese Doktorarbeit neben Richteramt, Familie, Haus und Ehrenämtern nicht
möglich gewesen.

Hasbergen, im Mai 2020 Kathrin Wahlmann
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BüWG Gesetz über die Wahl zur Hamburgischen Bürgerschaft

bzw. beziehungsweise
CDU Christlich Demokratische Union Deutschlands
CSU Christlich-Soziale Union in Bayern e.V.
d. der/die/das/des/den/dem
d.A. der Akte
DVP Deutsche Volkspartei
Einf. Einführung
FDP Freie Demokratische Partei
FrUrlV NRW Freistellungs- und Urlaubsverordnung Nordrhein-Westfalen
GVK Gemeinsame Verfassungskommission
HmbVerf Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg

HmbVerfG Hamburgisches Verfassungsgericht
insb. insbesondere
IPA Interparlamentarische Arbeitsgemeinschaft
LT-Drs. Landtagsdrucksache
MdB Mitglied des Bundestages
MuSchEltZV Mutterschutz- und Elternzeitverordnung
NDR Norddeutscher Rundfunk
RhPfVerf Verfassung des Landes Rheinland-Pfalz
SächsAbgG Sächsisches Abgeordnetengesetz
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sog. sogenannte(r)
SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands
TAN Transaktionsnummer
u. a. und andere/unter anderem
u.ä. und ähnliche(s)
usw. und so weiter



v. von/vom
VerfGH Verfassungsgerichtshof
VerfHE Verfassung des Landes Hessen
Verh. d. RT Verhandlungen des Reichstags
VOBl. Verordnungsblatt
Vor Vorbemerkung

Im Übrigen wird auf Kirchner, Hildebert (Begr.)/Böttcher, Eike (Bearb.): Abkür-
zungsverzeichnis der Rechtssprache, 9. Auflage, Berlin/Boston 2018 Bezug genommen.
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Einleitung

A. Problemstellung

I. Mutterschutz

„Mir ist besonders wichtig, dass wirklich jede Mutter und jedes Kind von diesem
Schutzgedanken erfasst wird.“1

So lauteten die Worte der damaligen Bundesministerin für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend, Manuela Schwesig, bei der Verabschiedung der jüngsten Re-
form des Mutterschutzgesetzes im Jahr 2017 im Deutschen Bundestag. Auch die
Gesetzesbegründung klingt ähnlich: „Mit der Reform soll berufsgruppenunab-
hängig ein für alle Frauen einheitliches Gesundheitsschutzniveau in der Schwan-
gerschaft, nach der Entbindung und während der Stillzeit sichergestellt werden.“2

Mutterschutz für alle Frauen? Den Selbstständigen, für die das Mutterschutz-
gesetz nach wie vor nicht gilt, werden zumindest Lösungen in Aussicht gestellt.3

Aber wie steht es eigentlich um die weiblichen Abgeordneten im Bundestag und
in den Länderparlamenten selbst? Während die jüngste Gesetzesnovelle den per-
sönlichen Schutzbereich des Mutterschutzgesetzes über den ursprünglichen Be-
reich der Arbeitnehmerinnen hinweg erheblich ausweitete, so dass dieses nun
unter anderem auch Schülerinnen, Studentinnen, Praktikantinnen, Freiwilligen-
dienstlerinnen, in einer Behindertenwerkstatt beschäftigte Frauen mit Behinde-
rung sowie arbeitnehmerähnliche Personen erfasst, ist es fraglich, ob Mitglieder
des Deutschen Bundestages und der Landtage nach geltender Gesetzeslage eben-
falls Mutterschutz genießen. Zwar existieren in einigen Parlamenten mutter-
schutzähnliche Regelungen;4 zudem nehmen viele weibliche Abgeordnete faktisch
unmittelbar vor und nach der Geburt eines Kindes wenig bis gar keine parlamen-
tarischen Termine wahr. Dagegen setzen andere weibliche Abgeordnete die parla-

1 Redebeitrag der Bundesministerin Schwesig anlässlich der zweiten und dritten Be-
ratung des Entwurfs eines Gesetzes zur Neuregelung des Mutterschutzrechts, Steno-
graphischer Bericht der 228. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 30. März 2017,
Plenarprotokoll 18/228, S. 22970.

2 Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Mutterschutzrechts, Gesetzentwurf
der Bundesregierung, BT-Drs. 18/8963, S. 1.

3 Redebeitrag der Abgeordneten Yüksel (SPD) anlässlich der ersten Beratung des
Entwurfs eines Gesetzes zur Neuregelung des Mutterschutzrechts, Stenographischer Be-
richt der 182. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 6. Juli 2016, Plenarprotokoll
18/228, S. 17953D.

4 Vgl. dazu ausführlich im ersten Teil, erstes Kapitel, S. 47 ff.



mentarische Tätigkeit jedoch bereits wenige Tage nach der Geburt ihres Kindes
wieder fort.5 Ob auf diese Weise ein wirksamer Schutz der (werdenden) Mutter
und des (ungeborenen) Kindes gewährleistet ist, darf in Frage gestellt werden.

Dies weckt wissenschaftliches Interesse. Gibt es de lege lata Mutterschutz für
Abgeordnete? Und wenn nicht, besteht gegebenenfalls eine an die Gesetzgebung
– also ironischerweise an die Abgeordneten selbst – gerichtete Pflicht, Mutter-
schutzregelungen für Abgeordnete einzuführen? Dieses umfassende Thema wur-
de in Deutschland noch nicht rechtswissenschaftlich diskutiert.

Wirft man auf der Suche nach Antworten auf diese Fragen einen Blick ins
Grundgesetz, so drängt sich Art. 6 Abs. 4 GG geradezu auf:

„Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft. “

Die Formulierung „jede Mutter“ lässt bereits vom Wortlaut her keinen Inter-
pretationsspielraum offen: Trägerin dieses Grundrechts ist jede Frau, die im bio-
logisch-medizinischen Sinne Mutter ist.6 Das Grundgesetz unterscheidet weder
nach Herkunft, noch nach Ob und Art der Berufsausübung, noch nach Zugehö-
rigkeit zu einer Volksgruppe – und erst recht nicht nach der Mitgliedschaft in
einem Parlament. Gegenüber Art. 119 Abs. 3 WRV wurde Art. 6 Abs. 4 GG be-
wusst konkret gefasst: Der Schutz wird nicht mehr allgemein auf „die Mutter-
schaft“ bezogen, sondern auf „jede Mutter“.7 Es stellt sich daher die Frage,
ob sich hieraus auch eine Verpflichtung der staatlichen Gemeinschaft ergibt,
schwangere und jüngst niedergekommene Abgeordnete gesetzlich zu schützen.
Darüber hinaus ergeben sich auch Fragen im Hinblick auf das Gebot der Gleich-
berechtigung von Mann und Frau aus Art. 3 Abs. 2 GG sowie auf das Elternrecht
des Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG.

Eine Annäherung an die Schließung dieser auch 70 Jahre nach Verabschiedung
des Grundgesetzes noch offenen Forschungslücke ist indes nicht nur von verfas-
sungsrechtlichem Interesse. Durch die zwar langsame, aber stetige Zunahme der
Präsenz auch jüngerer Frauen in den Volksvertretungen ist das Thema auch von
aktueller rechtspraktischer und politischer Relevanz. Frauen nehmen immer
häufiger und selbstverständlicher an wirtschaftlicher und politischer Macht teil –
und ebenso wie ihre männlichen Kollegen dies seit jeher betreiben, wollen auch
sie deshalb nicht zwangsläufig auf eine Familie verzichten.8

Dies ist indes mit unterschiedlichsten Schwierigkeiten verbunden. Während es
bei der einen Parlamentarierin toleriert wird, dem Parlament einige Wochen vor
und nach der Geburt fernzubleiben, steht die andere Parlamentarierin vor der
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5 McKay, in: Parliamentary Affairs 2011, 714, 722.
6 Coester-Waltjen, in: von Münch/Kunig, Art. 6, Rn. 104; Jarass, in: Jarass/Pieroth,

Art. 6, Rn. 69.
7 BVerfGE 32, 273, 277.
8 Schmidt, Vereinbarkeit, S. 15.



Wahl, entweder hierdurch ihr beruflich-politisches Fortkommen zu riskieren oder
unmittelbar nach der Geburt wieder im Parlament zu erscheinen und dadurch
möglicherweise die eigene Gesundheit und die des un- bzw. neugeborenen Kin-
des zu gefährden. Bei einigen Abgeordneten wartet das durch eine Begleitperson
betreute Baby im Nebenraum darauf, in Sitzungspausen gestillt zu werden,9 wäh-
rend im Thüringer Landtag eine Abgeordnete, die ihr sechs Wochen altes Kind
mit in die Sitzung brachte, aus diesem Grund vom Landtagspräsidenten des Saa-
les verwiesen wurde.10

Die Frage nach dem Mutterschutz für Abgeordnete betrifft jedoch nicht nur die
betroffenen Frauen und ihre un- bzw. neugeborenen Kinder. Sie soll auch nicht
als typisches „Frauenthema“ verstanden werden – schließlich hat sie Einfluss auf
die Zusammensetzung unserer Parlamente und damit auf Entscheidungen von ge-
samtgesellschaftlichem Ausmaß. Denn wenngleich es sich bei den Abgeordneten
um eine zahlenmäßig vergleichsweise kleine Personengruppe handelt, so ist sie
gleichwohl an Relevanz im Hinblick auf unterschiedlichste gesellschaftliche Ent-
wicklungen der bundesdeutschen Gesellschaft nicht zu unterschätzen.

Wie im Folgenden noch zu zeigen sein wird, begründet der fehlende Mutter-
schutz ein Hemmnis für jüngere Frauen mit eventuellem Kinderwunsch, sich um
ein Parlamentsmandat zu bewerben oder im Parlament zu verbleiben. Gleichzeitig
wird für andere jüngere Parlamentarierinnen ein negativer Anreiz gesetzt, sich im
Mandat für ein Kind zu entscheiden. Dies kann dazu führen, dass jüngere Mütter
im Vergleich zu der gesellschaftlichen Größe, die sie außerparlamentarisch dar-
stellen, in den Parlamenten signifikant unterrepräsentiert sind,11 obschon sie
durch ihre Orientierung auf mehrere Lebensbereiche Erfahrungen und Potentiale
in die Berufspolitik einbringen,12 die dieser ansonsten mutmaßlich fehlen.

Gleichzeitig beklagen sich Presse, Bevölkerung und Politikerinnen und Poli-
tiker aller Parteien darüber, dass die Zusammensetzung der Parlamente kein Ab-
bild der Bevölkerung darstelle: Neben der Zusammensetzung nach Herkunft und
beruflichem Hintergrund wird vor allem kritisiert, dass die Parlamente im Schnitt
zu alt und zu männlich seien.13 Nahezu jede größere Partei strebt danach, junge
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9 So das zweitgeborene Kind der Verfasserin im Niedersächsischen Landtag der
17. Wahlperiode.

10 Thüringer Landtag, 6. Wahlperiode, Sitzungsprotokoll der 124. Sitzung vom
29. August 2018, S. 4 ff.

11 Vgl. unten im ersten Teil, fünftes Kapitel, B. II. 1., S. 144 f.
12 Vgl. Kürschner/Siri, Vereinbarkeit, S. 7.
13 Bzgl. des 19. Deutschen Bundestages: „Größer und männlicher – das ist der neue

Bundestag“, in: Spiegel Online vom 26. September 2017, http://www.spiegel.de/politik/
deutschland/deutscher-bundestag-das-neue-parlament-ist-groesser-und-maennlicher-a-
1169640.html, zuletzt aufgerufen am 12. Dezember 2019; bzgl. des norddeutschen Rau-
mes: „NDR Recherche: Immer weniger Frauen in der norddeutschen Politik“, NDR


